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„The siren song of Rule 23 can lead lawyers, parties, and courts into rough waters 

where their ethical compass offers only uncertain guidance.“1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
1  Schwarzer, 80 Cornell L. Rev. (1995), S. 837, 841. Schwarzer ist Senior U.S. District 

Judge für den Northern District of California und ehemaliger Direktor des Federal 
Judicial Center. „Rule 23“ regelt auf bundesstaatlicher Ebene class actions. 
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§ 1  Einleitung 
Deutsche Unternehmen, die versuchen als global players von ausländischen 
Märkten und Strömungen zu profitieren, gehen nicht nur ökonomische, sondern 
auch prozessrechtliche Risiken ein. Bei ihrer Marktanalyse heben Unterneh-
mensberatungen oftmals nur die Profitmöglichkeiten hervor, die ein Markt bie-
tet, verkennen oder verharmlosen aber die rechtlichen Risiken, die Unternehmen 
schnell in ruinöser Weise heimsuchen können.2 Sieht sich ein deutsches Unter-
nehmen mit einem Prozess vor einem ausländischen Gericht konfrontiert, sehnt 
es sich oft das deutsche Recht und das wohlvertraute Gefühl heimischer Gerech-
tigkeit herbei. Rückblickend erscheint das ausländische Recht oftmals unver-
ständlich, unberechenbar, gar ungerecht, und jegliche Profitmöglichkeiten 
werden in Anbetracht des bevorstehenden Prozesses auf einmal zur Nebensache. 
Die Verwicklung in ein fremdes Verfahren wird zum Alptraum.3 Die Chancen 
stehen schlecht, ohne bleibende Schäden das Verfahren zu überstehen. Umso 
wichtiger ist es, dass deutsche Unternehmen, die wirtschaftliche Spuren im Aus-
land hinterlassen, von Anwälten beraten werden, die neben der Kenntnis des 
materiellen Rechts auch wissen, dieses in einem internationalen Kontext anzu-
wenden. Die ausländische Jurisdiktion ist auf ihre Eigen- und Besonderheiten zu 
untersuchen und gegebenenfalls in juristischen „Notfallplänen“ zu berücksichti-
gen. Um schnell reagieren zu können, sollten Handel treibende Unternehmen für 
juristische Eventualitäten gewappnet sein. Ein Ahnungsdefizit in Bezug auf das 
ausländische Recht und die relevante aktuelle Rechtsprechung sollte möglichst 
vermieden werden. 

Es gibt Länder, in denen es zwar wichtig ist, das materielle Recht zu kennen, 
in denen dieses aber in späteren Verhandlungen an Bedeutung verliert. Nicht das 
Bestehen oder Nichtbestehen eines Anspruchs und die Auslegung von materiel-
len Rechtsvorschriften stehen dann im Mittelpunkt des gerichtlichen und außer-
gerichtlichen Geschehens, sondern vielmehr die Wirkungen von Prozess-
handlungen, -kosten oder Beweisanträgen. Je größer die Auswirkungen 
prozessualer Instrumente auf das materielle Recht sind, desto mehr verwischt 
die systematische Grenzlinie, die das materielle vom Verfahrensrecht 
dogmatisch trennt. Dominiert das Prozessrecht, gewinnt dieses gegenüber dem 
materiellen Recht eine gewisse Autonomie. 

                                                 
2  Vgl. hierzu die prägnante Darstellung der Klägerfreundlichkeit des US-amerikanischen 

Rechtssystems bei Rogowski, in: Bitburger Gespräche 2003, S. 21. 
3  So Schack, Einführung in das US-amerikanische Zivilprozessrecht (2003), S. 1 und 

Junker, in: Herausforderungen des Internationalen Zivilverfahrensrechts (1994),         
S. 103, 103. 
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Das prominenteste Beispiel für einen Markt, der für Unternehmen höchst 
profitabel ist, ist der US-amerikanische. Neben den deutschen global players 
wie den großen Automobilherstellern, Banken, Pharmaunternehmen wie Bayer, 
Medienkonzernen wie Bertelsmann oder auch die Deutsche Telekom versuchen 
zahlreiche kleinere und mittelständische Unternehmen ihr finanzielles Glück in 
Übersee. Die USA sind neben China das wichtigste Zielland deutscher Exporte 
außerhalb Europas.4 Um dauerhaft auf dem US-amerikanischen Markt präsent 
zu sein und dort bestmöglich zu profitieren, reicht der einfache Export in die 
USA oftmals nicht aus. Vielmehr gründen deutsche Unternehmen rechtlich selb-
ständige US-amerikanische Tochterunternehmen, die auf dem Markt auch selb-
ständig agieren sollen. 

Die Motivation, den US-amerikanischen Markt zu „erobern“, kann für deut-
sche Unternehmen verschiedene Facetten haben: Einige Unternehmen drängen 
auf den Markt, weil sie glauben eine Marktlücke erkannt zu haben, andere, um 
nicht den Anschluss auf dem Weltmarkt zu verlieren; wieder andere hoffen auf 
die erfolgreiche Vermarktung des Gütesiegels „Made in Germany“. Gemeinsam 
ist allen Unternehmen, dass sie das sichere Gefilde deutscher Gerechtigkeit ver-
lassen und sich in die Hände des US-amerikanischen Justizsystems begeben.5 
Dem Unternehmen droht, sich inmitten eines Justizkonflikts6 zu befinden. Die 
Chancen für beklagte deutsche Unternehmen, einen möglichen Prozess in den 
USA ohne größere (finanzielle) Verluste zu überstehen, stehen im Allgemeinen 

                                                 
4  Durch die Finanzkrise bedingte Entwicklungen auf den Weltmärkten und den Einbruch 

der Autoexporte sind die USA vom zweiten auf den dritten Platz der wichtigsten Han-
delspartner deutscher Unternehmen abgerutscht (Platz 1: Frankreich, Platz 2: China, 
Platz 4: Österreich, Platz 5: Niederlande; Platz 6: Schweiz, Platz 7: Großbritannien); 
vgl. den BDI-Aussenwirtschafts-Report, März 2011, zu finden auf http://www.bdi.eu/ 
aussenwirtschaftsreport/download_content/Aussenwirtschafts-Report_03_2011.pdf. 
Die USA waren im vorangegangen Jahr sogar auf Platz vier der wichtigsten Handels-
partner deutscher Unternehmen abgerutscht. Zwar wird China als Absatzmarkt zukünf-
tig immer wichtiger werden, doch daneben bleiben die USA der wichtigste 
Absatzmarkt für Deutschland außerhalb der Europäischen Union; vgl. Rogowski, in: 
Bitburger Gespräche 2003, S. 21, 25. 

5  So berichtet Nienaber, SchiedsVZ 2005, S. 273, 274 etwa, dass Juristen der Siemens 
AG das US-amerikanische Gerichtswesen aufgrund der für den Beklagten nachteiligen 
Instrumente wie u.a. die pre-trial discovery, den jury trial, insbesondere aber auch die 
class action als „prozessuales Monster“ fürchten. 

6  Vgl. zur Begrifflichkeit „Justizkonflikt“ die Ausführungen bei Schlosser, Der Justiz-
konflikt zwischen den USA und Europa (1985); Baum, in: Herausforderungen des In-
ternationalen Zivilverfahrensrechts (1994), S. 185, 188; Hess, AG 2006, S. 809; 
Prütting, in: FS Jayme (2004), S. 709, 710: Es handelt sich hierbei um einen Dauer-
konflikt mit steigender Intensität. 
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recht schlecht.7 Nicht ohne Grund ist das US-amerikanische Prozessrecht als 
„Eldorado für Kläger“8 oder auch „irrationales Paradies“9 bekannt. Dabei rech-
nen US-amerikanische Anwälte oftmals mit einem Ahnungsdefizit europäischer 
Beklagter über die nur schwer durchschaubaren Verfahrensnormen der ver-
schiedenen bundes- und einzelstaatlichen Gerichte in den USA. Es sind gerade 
die ausländischen Unternehmen, die keine oder wenige Erfahrungen mit dem 
US-amerikanischen Delikts- und Produkthaftungsrecht haben und das Erleiden 
von Reputationsschäden fürchten. Daher bieten sich solche Unternehmen als 
Ziel lukrativer Klagen an. 

Durch die Globalisierung der Absatzmärkte rückt die Abwicklung von 
Streuschäden, bei denen eine Vielzahl von Verbrauchern durch ein Massenpro-
dukt geschädigt wird, immer weiter in den rechtlichen Fokus. Der Schaden des 
Einzelnen ist in der Regel gering, das gesamtwirtschaftliche Ausmaß aber oft-
mals enorm. Da der individuelle Schaden nur gering ist, besteht häufig ein ratio-
nal-ökonomisches Desinteresse an der Geltendmachung der Ansprüche im 
Rahmen von Individualklagen. Hingegen bietet die Höhe des Gesamtschadens 
einen hinreichenden Anreiz, sämtliche Ansprüche zu kumulieren und kollektiv 
geltend zu machen. An dieser Stelle setzt die US-amerikanische class action an: 
Sie bietet einen Klageanreiz, indem sie die Bündelung von Ansprüchen ermög-
licht. Gleichzeitig erfüllt dieses Instrument eine wirtschafts-, rechts- und gesell-
schaftspolitische Steuerungsfunktion. Die class action bietet jedoch nicht nur ein 
Mittel zur Durchsetzung von Bagatell- und Streuschäden, sondern wird auch 
vermehrt bei Großschadensereignissen eingesetzt. Auch wenn sie im deutschen 
Rechtssystem ohne Äquivalent ist, ist sie längst kein rein US-amerikanisches 
Phänomen mehr, das mit transatlantischer Distanz betrachtet werden sollte. Die 
„Arme“ der US-amerikanischen Justiz sind grenzübergreifend tätig. Sie sind zu 
einem enormen Risikofaktor für international tätige Unternehmen geworden. 

 

A.  Gang der Untersuchung 
In der vorliegenden Arbeit soll die Zustellung einer rechtsmissbräuchlichen US-
amerikanischen class action-Klageschrift10 an ein deutsches Unternehmen in 
                                                 
7  Schack, Einführung in das US-amerikanische Zivilprozessrecht (2003), S. 1. 
8  Schwung, AG 2006, S. 818, 818. 
9  Prisching, ZfRV 2004, S. 43, 46. 
10  Sofern in Bezug auf das US-amerikanische Zustellungsrecht lediglich von „Klage-

schrift“ die Rede ist, soll damit neben dem complaint (Klageschrift) auch die summons 
(Ladung) gemeint sein. Denn Rule 4 (c) (1) FRCP bestimmt: „A summons must be 
served with a copy of the complaint.“ 
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den Mittelpunkt des deutsch-amerikanischen Justizkonflikts gestellt werden. In 
diesem Zusammenhang sollen auch die Reaktionsmöglichkeiten deutscher Un-
ternehmen in Bezug auf einen solchen Zustellungsakt aufgezeigt werden. 

In einem ersten Teil sollen die für die vorliegende Arbeit relevanten Rah-
menbedingungen von class actions untersucht werden. Hierbei sind zunächst die 
allgemeinen Grundlagen einer class action in ausreichender Kürze darzustellen 
(§ 2). Zur Identifizierung der Tatbestandsvoraussetzungen und zum Erhalt eines 
ersten Verständnisses von Rule 23 FRCP (Federal Rules of Civil Procedure) als 
Rechtsgrundlage der class action soll eine Übersetzung des englischsprachigen 
US-amerikanischen Gesetzestextes in die deutsche Sprache genügen. Anschlie-
ßend soll das Missbrauchspotential von class actions samt spezifischen Miss-
brauchsindikatoren untersucht werden (§ 3). Das Rechtsinstitut der class action 
ist ständiger Kritik ausgesetzt (§ 4). Probleme tauchen insbesondere bei Verglei-
chen auf (§ 5). Die Stellung der Anwälte spielt eine große Rolle, denn im Zuge 
der Vergleichsverhandlungen können Interessenkonflikte auftreten. Der Fokus 
der Untersuchung soll sodann auf der überaus wichtigen class certification, ei-
nem besonderen Zulassungsverfahren, ohne das eine class action nicht stattfin-
det, liegen (§ 6).  

In einem zweiten Teil soll die Zustellung von US-amerikanischen class 
actions untersucht werden. Hierzu sollen die relevanten Zustellungsmodalitäten 
nach den einzelnen Rechtssystemen vorgestellt werden (§ 7).  

Anschließend sollen in einem dritten Teil die Verteidigungsmöglichkeiten 
des Beklagten gegen die Zustellung und Zulassung einer class action nach den 
Federal Rules of Civil Procedure (§ 8) sowie gegen die Zustellung im Rahmen 
des Haager Zustellungsübereinkommens (§ 9) aufgezeigt werden. Bei der An-
wendung des Haager Zustellungsübereinkommens bereitet insbesondere die 
Auslegung der Vorbehaltsklausel in Art. 13 Abs. 1 HZÜ Probleme. Daher soll 
ein Hauptaugenmerk der vorliegenden Untersuchung auf einer kritischen Bewer-
tung der Probleme bei der Anwendung von Art. 13 Abs. 1 HZÜ liegen (§ 10). 
Bei der Bewertung der einzelnen Probleme sollen class action-spezifische Miss-
brauchsindikatoren besondere Berücksichtigung finden. Aber auch die 
Bedeutung anderer Rechtsinstitute des US-amerikanischen Rechts wird in die 
Überlegungen einbezogen. 

In einem vierten Teil werden abschließend die wichtigsten Ergebnisse kurz 
wiedergegeben. 
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B.   Ausgangspunkt der Untersuchung 
Aufgrund einfacherer Vollstreckungsmöglichkeit nehmen US-amerikanische 
Anwälte, die sich auf die Initiierung von class actions spezialisiert haben, pri-
mär Unternehmen in ihr Visier, die Vermögen in den USA haben, sei es in Form 
von Anteilen an einer Tochtergesellschaft, Konten, Grundeigentum, Kundenfor-
derungen, gewerblichen Schutzrechten, Exportgütern oder sonstigen Investitio-
nen. Dies gibt ihnen die nötige Sicherheit, am Ende des Prozesses nicht mit 
einem unbrauchbaren Titel ohne Refinanzierungsmöglichkeit ihrer Kosten durch 
eine entsprechende Honorarbeteiligung an der Vergleichs- oder Urteilssumme 
dazustehen. Ausgangspunkt dieser Untersuchung soll daher ein deutsches Groß-
unternehmen mit assets (Vermögenswerten) in den USA sein, das sich mit der 
Erhebung einer gegen sie gerichteten US-amerikanischen class action konfron-
tiert sieht. Auslöser dieser class action ist ein vermehrt auftretender Schaden bei 
US-amerikanischen Verbrauchern, die ein in den USA vertriebenes Massenpro-
dukt verwenden. Der Schaden des Einzelnen ist allein materieller Natur und, 
obwohl er als eher gering zu qualifizieren ist, doch hoch genug, dass sich eine 
individuelle Anspruchsverfolgung lohnen könnte (ca. 1.000 bis 3.000 US-
Dollar). Das deutsche Großunternehmen war als einer von vielen Koproduzen-
ten an der Entwicklung und Herstellung des vermeintlich schädigenden Massen-
produkts beteiligt. Es existiert zwar ein eigenständig agierendes US-
amerikanisches Tochterunternehmen, welches hohe Gewinne erzielt, doch hat 
dieses zu keiner Zeit an der Entwicklung, Herstellung oder am Vertrieb des Pro-
duktes mitgewirkt. Auch sonst ist die Tochtergesellschaft finanziell nicht von 
der Muttergesellschaft abhängig und in personeller und marktstrategischer Hin-
sicht in ihren Entscheidungen frei. Das Produkt(-teil) wurde in Deutschland 
entwickelt, hergestellt und ausschließlich durch externe Vertriebspartner auf den 
dortigen Markt gebracht. Ein Standort in den USA war daher für die Produktion 
und den Vertrieb des Produktes nicht notwendig; auch das Tochterunternehmen 
ist hiermit nicht betraut worden. Das Produkt(-teil) wird gezielt für den US-
amerikanischen Markt produziert und den dortigen Verwendungsbedürfnissen 
angepasst. Es ist bekannt, dass es gerade in den USA lebhaften Absatz erfährt. 
Exportiert wird das fertige Produkt allein von externen Vertriebspartnern und 
Endproduzenten, nicht jedoch von dem hier interessierenden Unternehmen 
selbst. Inwieweit das Produkt tatsächlich Schäden verursacht, ist und bleibt un-
geklärt, aber fest steht, dass sich der vom deutschen Unternehmen entwickelte 
und hergestellte Part in keinem Fall als schadensmitverursachend auswirkte. 

US-amerikanische Anwälte erheben im Namen einer class Klage auf Scha-
denskompensation und punitive damages, eine Art private Geldstrafe. Begleitet 
wird die Klageerhebung von Boykottaufrufen gegen sämtliche Massenprodukte, 
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bei deren Herstellung entweder das deutsche Unternehmen oder dessen US-
amerikanische Tochter mitwirkte. Breitflächig wird der von den Anwälten initi-
ierte Aufruf von den Medien aufgegriffen. Ziel der Kampagne ist es, das Unter-
nehmen zu frühzeitigen Vergleichsverhandlungen zu bewegen. Die Folgen sind 
erhebliche Verluste des Unternehmens in Bezug auf Reputation, Gewinn, 
Aktienkurs, Glaub- und Kreditwürdigkeit. Bei dem nun verklagten Unternehmen 
soll es sich nicht um ein als skrupel- und rücksichtslos geltendes Unternehmen 
handeln, das für Pflichtverstöße bekannt ist, sondern um ein Unternehmen, das 
bislang laut öffentlicher Wahrnehmung im Großen und Ganzen als ein redlicher 
Hersteller von nützlichen Massenprodukten angesehen wurde.  

Übermittelt werden soll die US-amerikanische Klageschrift durch ein 
Rechtshilfeersuchen nach dem Haager Übereinkommen über die Zustellung ge-
richtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- und Han-
delssachen vom 15.11.196511 an die zuständige Zentrale Behörde12 in 
Deutschland. Diese soll schließlich dem Unternehmen in Deutschland die Klage 
zustellen. Auch das Rechtshilfeersuchen ergeht nicht ohne Medienpräsenz. Die 
class action-Anwälte versuchen, in Deutschland gezielt eine bad publicity auf-
zubauen und die Öffentlichkeit zu mobilisieren, um das Unternehmen weiterhin 
unter Vergleichsdruck zu setzen. 

Es ist davon auszugehen, dass ein Gerichtsstand in den USA begründet ist. 
Zuständigkeitsfragen werden im Folgenden lediglich im zustellungsrechtlichen 
Kontext erörtert. Im Gegensatz zum deutschen Prozessrecht trennt das US-
amerikanische Recht13 nicht streng zwischen zuständigkeits- und zustellungs-
                                                 
11  BGBl. 1977 II, S. 1453; in der Bundesrepublik Deutschland in Kraft seit 26.6.1979 

(vgl. BGBl. 1979 II, S. 779). Im Folgenden nur „Haager Zustellungsübereinkommen“, 
allgemein „Abkommen“ oder „Übereinkommen“ genannt oder mit „HZÜ“ abgekürzt. 

12  Vgl. Art. 2 HZÜ und Art. 18 Abs. 3 HZÜ in Verbindung mit § 1 des Ausführungsge-
setzes vom 22.12.1977 zum HZÜ (BGBl. 1977 I, S. 3105; abgekürzt: AusfG-HZÜ) 
und § 9 Abs. 4 der Rechtshilfeordnung in Zivilsachen (ZRHO: Vom Bund und den 
Ländern erlassene Verwaltungsvorschrift, die für die Abwicklung des Rechtshilfever-
kehrs bindend ist; vgl. BAnz. 1957 Nr. 63): Jedes Bundesland der Bundesrepublik 
Deutschland hat eine eigene Zentrale Behörde eingerichtet. Zentrale Behörden sind in 
Deutschland im Allgemeinen die Landesjustizministerien, in einigen Fällen aber auch 
die Präsidenten von Oberlandes-, Land- oder Amtsgerichten. Eine Auflistung der 
Zentralen Behörden in Deutschland ist zu finden in BGBl. 1995 II, S. 755, 758, BGBl. 
1999 II, S. 714 und in § 9 Abs. 4 ZRHO. 

13  Wenn im Folgenden ohne nähere Angaben vom „US-amerikanischen Zivilprozess-
recht“ die Rede ist, sind damit die Rechtsquellen von Verfahren vor US-
amerikanischen Bundes- und Einzelstaatengerichten im Allgemeinen gemeint. Das 
Hauptaugenmerk liegt auf bundesstaatlichen Regelungen, während einzelstaatliche 
Ausnahmen zur Regel weitestgehend unberücksichtig bleiben. 
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rechtlichen Fragen; vielmehr sind diese Fragen sehr eng miteinander verknüpft 
und oft nur schwer zu trennen. Im Übrigen sollen zuständigkeitsrechtliche Fra-
gen nur am Rande Beachtung finden.14 

                                                 
14  Ausführlich hierzu Hoppe, Die Einbeziehung ausländischer Beteiligter in US-

amerikanischen class actions (2005), S. 162 ff. 
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TEIL 1: Rahmenbedingungen einer 
(rechtsmissbräuchlichen) class action 
 

§ 2  Grundlagen 
 

A. Rechtliche Grundlage der class action: Rule 23 
FRCP 

Die bundesrechtliche class action ist in Rule 23 FRCP geregelt. Bereits der 
Wortlaut der Vorschrift gibt die einzelnen Schritte und Voraussetzungen eines 
class action-Verfahrens in verständlicher Weise wieder.15 Daher ist es sinnvoll, 
sich den Gesetzeswortlaut von Rule 23 FRCP der Reihe nach anzusehen.16 Die 
Struktur sowie der typische Ablauf einer class action werden hierdurch deutlich. 
Die Vorschrift kann in drei Teile aufgeteilt werden: Der erste Teil (Rule 23 (a) 
FRCP) regelt die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen einer class action. Zu 
den Voraussetzungen gehören die positive Feststellung des Vorliegens von 
numerosity, commonality und typicality sowie die Prüfung, ob der Repräsentant 
in der Lage ist, die Interessen der class gerecht und angemessen (fairly and 
adequately) zu vertreten. Numerosity liegt vor, wenn aus Praktikabilitäts-
erwägungen die Verbindung der Mitglieder zu einer class der streit-
genossenschaftlichen Prozessverbindung vorzuziehen ist. Bei der Prüfung von 

                                                 
15  Um nicht um eine adäquate Übersetzung ringen zu müssen und jegliche Unklarheiten 

zu vermeiden, wird im Folgenden der Originalbegriff „class action“ beibehalten. Die 
Verwendung des US-amerikanischen Originalbegriffs ist auch dem Umstand geschul-
det, dass das Rechtsinstitut der class action im deutschen Recht kein Äquivalent findet. 
Sofern sich aus dem Kontext nichts anderes ergibt, ist hierbei stets die klassische Form 
der US-amerikanischen class action gemeint. Vgl. zur Gefahr von Missverständnissen 
durch Übersetzungen und die Schwierigkeit, Begriffe im Zusammenhang mit der je-
weiligen Rechtskultur richtig einzuordnen, die Ausführungen bei Reimann, Einführung 
in das US-amerikanische Privatrecht (2004), § 3 (S. 4). 

16  Bei der folgenden Übersetzung handelt es sich um eine freie Übersetzung des Autors 
dieser Arbeit. Einzelne Begriffe (z.B. „class“) sollen aus rechtsdogmatischen Gründen 
keiner Übersetzung zugeführt werden. Der Vollständigkeit halber ist auch der genaue 
Gesetzeswortlaut der Rule 23 FRCP in englischer Sprache abgedruckt. Eine aktuelle 
Version der Federal Rules of Civil Procedures ist zu finden auf 
http://www.uscourts.gov (Rules & Policies > Federal Rulemaking > Rules and Forms 
in Effect > Federal Rules of Civil Procedure). 


